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INHALTSVERZEICHNIS

Vor kurzem hat das Bundeskabinett den Entwurf des Bundeshaushaltes 2022 und der mittelfristigen Finanz-
planung bis 2025 verabschiedet. Es muss allerdings bedacht werden, dass - je nach Ausgang der Bundestags-
wahl im September - die neue Bundesregierung einen neuen, abgeänderten Haushaltsentwurf vorlegen kann. 
Die nun vorgelegten Zahlen sind in dieser Hinsicht als vorläufig zu betrachten. Für die Bauunternehmen sind die 
Investitionen des Bundes, hier vor allem in Baumaßnahmen, von besonderem Interesse.

Der Investitionshochlauf des Bundes in die Verkehrswege geht 2022 weiter. Mit 19,2 Mrd. Euro stehen rund 1,75 Mrd. 
Euro mehr als im laufenden Jahr zur Verfügung. Die Mehrausgaben fallen allerdings nur bei Schiene und Wasser-
straße an. In den Folgejahren sind zwischen 18,2 und 18,4 Mrd. Euro in die Finanzplanung eingestellt.

Die Befürchtungen, die wegen der Maßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise rasant ansteigende Staatsver-
schuldung würde sich negativ auf die Investitionstätigkeit des Bundes auswirken, haben sich zunächst einmal nicht 
bewahrheitet. Bedenklich stimmt aber, dass die geplante Aufstockung der Investitionen im kommenden Jahr nur 
den vermeintlich umweltfreundlicheren Verkehrsträgern Schiene und Wasserstraße zugutekommen soll. Die Bau-
industrie wird im Rahmen der politischen Gespräche auf eine ausreichende Ausstattung der Investitionsetats aller 
Verkehrsträger drängen.

Der Studiengang Ingenieur*in mit der Zielrichtung Bau-
leitung kann deutschlandweit einmalig ohne (Fach-)
Abitur an der Bau-Akademie West berufsbegleitend 
studiert werden.

»Das berufsbegleitende Studium des Baustellenma-
nagements zeigt, wie vielseitig die beruflichen Ent-
wicklungsmöglichkeiten in Bauindustrie und -gewerbe 
sind. Das steigert die Attraktivität der Branche für Nach-
wuchskräfte weiterhin«, sagt Jutta Beeke, Vizepräsiden-
tin der BAUINDUSTRIE. Seit 2013 besteht die erfolg
reiche Kooperation mit der Fachhochschule Münster. 
Der Studiengang schließt ab mit dem Titel »Bachelor of 
Engineering Baustellenmanagement«.

Zulassungsvoraussetzungen zu diesem Studiengang sind:

•	� eine abgeschlossene Berufsausbildung in einem  
Bauberuf (gewerblich/technisch/ kaufmännisch)  
und mindestens zwei Jahre Berufserfahrung

•	� oder eine Ausbildung zum/r Geprüfte/n Polier*in, 
Meister*in

•	 oder die (Fach-)Hochschulreife

In 40 jeweils einwöchigen Präsenzphasen werden die 
Studierenden über vier Jahre praxisorientiert und be-
zogen auf die berufliche Anstellung zielgenau auf die 
neuen Aufgaben im Unternehmen vorbereitet.

Dieses berufsbegleiten-
de Studium ist daher be-
sonders interessant für 
Fach- und Vorarbeiter*in-
nen, Werkpoliere, Poliere, 
Meister, Bauzeichner*in-
nen, Techniker und Kauf-
leute (m/w/d) in Firmen 
der Bauindustrie und dem 
Baugewerbe, in Ingenieur- 
und Architekturbüros.

Berufsbegleitendes Studium: Baustellenmanagement

Entwurf des Bundeshaushaltes 2022 und der mittelfristigen Finanzplanung bis 2025: 

Investitionslinie Verkehr soll 2022  
auf über 19 Mrd. Euro angehoben werden

Dipl.-Kffr. Jutta Beeke
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Niedersachsen hat Luft nach oben
(brb).- Im Gespräch mit Christian Dürr, MdB,  
Stellvertretender Vorsitzender Fraktion der Freien Demokraten

Baurundblick: Wie müsste Ihrer Meinung nach sichergestellt 
werden, dass trotz der angehäuften Corona-Schulden sowohl 
im Bundeshaushalt als auch in den Landeshaushalten und 
natürlich auch bei den Kommunen dringend notwendige In-
vestitionen, insbesondere in die Verkehrsinfrastruktur von der 
öffentlichen Hand weiter gestemmt werden können.

Christian Dürr: Wir müssen dafür sorgen, dass die Kommunen 
unabhängiger agieren können. Gerade erst ist der kommuna-
le Finanzreport erschienen, der zeigt, wie hoch die Ausfälle 
durch die Corona-Krise waren. Zwar haben die Kommunen 
Überschüsse durch die Hilfspakete, aber das kann keine lang-
fristige Lösung sein. Wir sehen enorme Schwankungen bei 
den Einnahmen durch die Gewerbesteuer, die sehr anfällig 
für konjunkturelle Höhen und Tiefen ist. Deswegen schlägt 
die FDP vor, die Gewerbesteuer abzuschaffen und stattdes-
sen kommunale Zuschläge auf die Körperschaftsteuer und die 
zuvor gesenkte Einkommensteuer zu erheben. Das würde die 
kommunalen Finanzen auf lange Sicht stabilisieren. Um in die 
Infrastruktur investieren zu können, brauchen die Städte und 
Gemeinden verlässliche Einnahmen.

Baurundblick: Welches Potenzial sehen Sie als niedersächsi-
scher Bundestagsabgeordneter für „Ihr“ Bundesland im Ranking 
der Bundesländer. Wo sollte Niedersachsen ggf. nachsteuern? 

Christian Dürr: Niedersachsen ist ein großartiges Bundesland, 
aber wir haben noch viel Luft nach oben. Ich komme aus dem 
ländlichen Raum und sehe bei uns besonders die Defizite im 
Bereich Digitalisierung und Verkehrsinfrastruktur. Gerade die 
niedersächsische Landwirtschaft und unsere mittelständi-
schen Betriebe sind auf schnelleres Internet und gute Straßen 
angewiesen. Und Stichwort Landwirtschaft: Wir brauchen end-
lich faire Rahmenbedingungen für die Bauern. Hier hat auch 
die CDU im Bund in den letzten Jahren vieles versäumt und das 
macht sich bei uns in Niedersachsen besonders bemerkbar.

Baurundblick: Seit dem 1. Januar 2021 ist die Autobahn GmbH 
des Bundes zuständig für die Bundesautobahnen in Deutsch-
land. Wie beurteilen Sie diese neue Gesellschaft aus finanz
politischer Sicht? 

Christian Dürr: Die Autobahn GmbH ist ein weiteres Prestige-
projekt von Bundesverkehrsminister Scheuer, das zum Debakel 

wird und die Steuerzahler viel 
Geld kostet. Wir haben her-
ausgefunden, dass die Behör-
de mit ihren 10.000 Mitarbei-
tern erst einmal gar nicht die 
ihr vorgeschriebenen Aufgaben wahrnehmen darf. Allein diese 
neu geschaffene Institution kostet den Steuerzahler im ersten 
Jahr zwei Milliarden Euro. Wir haben lange vorher auf die Pla-
nungsschwierigkeiten hingewiesen und der Bundesrechnungs-
hof hat uns bestätigt. Verantwortungsvolle Politik darf nicht so 
leichtfertig mit den Steuergeldern der Bürgerinnen und Bürger 
umgehen.

Baurundblick: Erklären Sie uns stichwortartig, was die FDP für 
einen wirtschaftlichen Aufschwung zugunsten der Unternehmen 
und der Bürger anders machen würde als die anderen Parteien?

Christian Dürr: Die FDP ist die einzige Partei, die sich für eine 
breite Entlastung von Bürgern und Unternehmen gleicher-
maßen einsetzt. Nur durch Steuersenkungen können wir die 
Wirtschaft wieder ankurbeln. Denn wenn am Ende des Monats 
mehr Geld übrig bleibt, haben die Menschen und Betriebe 
mehr Spielraum, um Geld zu investieren - es kommt also mehr 
Geld in den Umlauf. Das wiederum hilft der Wirtschaft und  
steigert mittelfristig die Einnahmen des Bundes. 

Steuererhöhungen, wie andere Parteien sie fordern, wären Gift 
für unsere Konjunktur. Ich wünschte, dass Grüne und Sozial
demokraten das endlich begreifen.

Baurundblick: Ausweislich des Wahlprogramms der FDP soll 
ein Baukosten-TÜV eingeführt werden, um das Problem in den 
Griff zu bekommen, dass durch immer mehr reglementierende 
Vorschriften beim Bau von Wohngebäuden massive Kosten ent-
stehen. Wie genau soll dieser Baukosten-TÜV funktionieren?

Christian Dürr: In Deutschland wird das Bauen von über 
20.000 Normen und Vorschriften behindert. Wir müssen den 
Bürokratiewahn endlich stoppen, denn der führt dazu, dass das 
Bauen immer teurer und weniger wird. Unser Baukosten-TÜV 
soll transparent machen, welche Vorschriften wirklich sinnvoll 
sind und wie sie sich auf die Wohnkosten auswirken. Jedes 
neue Gesetz, das Wohnungsbauer reglementiert, muss auf den 
Prüfstand.

Christian Dürr, MdB

Stärkt die Kommunen!
Am 12. September finden in Niedersachsen die Kommunalwahlen statt. Damit rücken die Nöte der Städte,  
Gemeinden und Landkreise noch stärker in den Brennpunkt. Es ist zu hoffen, dass die Parteien und Kandidaten  
klare Positionen artikulieren, die den aktuellen Herausforderungen gerecht werden. Zudem sollten diese  
Argumenten druckvoll betont werden – insbesondere Richtung Land und Bund und unabhängig von politischen 
Farben. Das wird nicht einfach, denn viel interessanter scheint es allenthalben, wer zwei Wochen später ins 
Kanzleramt gewählt wird. 
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Sanierung der Brücken ist Schwerpunkt
(brb).- Im Gespräch mit Dr. Maike Schaefer, Senatorin für Klimaschutz, 
Umwelt, Mobilität, Stadtentwicklung und Wohnungsbau in Bremen 

Baurundblick: Wie bekommt Bremen die marode Infrastruk-
tur in den Griff? Welche Investitionen und Maßnahmen sind 
schwerpunktmäßig geplant? 

Dr. Maike Schaefer: Wir erfassen und bewerten durch das Amt 
für Straßen und Verkehr den Zustand des stadtbremischen 
Straßennetzes fortwährend. Das geschieht zum einen durch 
unsere Straßenkontrolleur*innen, die tagtäglich die Straßen 
sowie Nebenanlagen abfahren und eventuelle Schäden erfas-
sen. Zum anderen arbeitet derzeit ein Dienstleister in unserem 
Auftrag daran, sämtliche Bremer Straßen sowie Nebenanlagen 
und Möblierung per Videokameras digitalisiert zu erfassen. 
Diese aktuell laufende Zustandserfassung wird voraussicht-
lich Ende 2021, deren Bewertung im Anschluss wahrscheinlich 
Ende 2022 abgeschlossen sein. Die Sanierung von Brücken ist 
einer unserer Schwerpunkte.

Baurundblick: Derzeit sieht man sich in Bremen verstärktem 
Bürokratieaufwand beim Bauen ausgesetzt; so werden jetzt 
Einzelgenehmigungen für Fahrten mit Baumaschinen verlangt, 
wo früher entsprechend der bundesweiten Praxis Dauergeneh-
migungen erteilt worden sind. Was macht Bremen in Punkto 
Abbau der Bürokratie? 

Dr. Maike Schaefer: In diesem Fall wendet Bremen geltendes 
Recht gemäß der Straßenverkehrsordnung an. Oftmals handelt 
es sich hier um Mobilbagger, die vorrangig in kleinen Straßen, 
in denen kein Durchgangs-/Berufsverkehr stattfindet, einge-
setzt werden sollten. Für eine flächendeckende Dauergeneh-
migung ist also zu beurteilen, inwieweit die Erteilung solcher 
Genehmigungen eine erhebliche Verkehrsbehinderung auf 
den großen Zufahrts- bzw. Durchgangsstraßen für den übrigen 
Verkehr darstellen könnte. Viele Straßen in Bremen verfügen 
über unzureichende bzw. keinerlei Ausweichmöglichkeiten, so 
dass der übrige Verkehr, bei einem vorausfahrenden Fahrzeug, 
welches mit 20 km/h bewegt wird, nicht abfließen kann. Zu die-
sem Verkehr gehören u. a. die Fahrzeuge des ÖPNV. Die Tak-
tung im Stadtgebiet ist sehr eng, Verzögerungen können nur 
schlecht aufgeholt werden. Es besteht aber selbstverständlich 
die Möglichkeit, im Rahmen einer Kurzzeit-, Einzel- oder auch 

Dauergenehmigung, festge-
legte Fahrtwege (z. B. zwischen  
2 anzufahrenden Baustellen, 
bei Dauergenehmigungen auch  
mehrere) zu beantragen.

Baurundblick: Niedersachsen hat genauso wie z.B. Thüringen, 
Sachsen und Sachsen-Anhalt die Rechte der Bieter im Ver-
gabeverfahren bei Vergaben unterhalb des Schwellenwertes  
gestärkt. In diesen Bundesländern sind sowohl Auftraggeber 
als auch Auftragnehmer sehr zufrieden mit den geschaffenen 
Regelungen, die zu einer Verbesserung des Verfahrens und 
einer erhöhten Attraktivität der öffentlichen Hand als Auftrag-
geber führen. Zieht Bremen hier nach? 

Die niedersächsische Regelung ist selbstverständlich in Bremen 
bekannt, es gab hierzu auch Kontakt der Senatsverwaltung mit 
der dortigen Ministerialverwaltung. 

Derzeit wird geprüft, ob und gegebenenfalls in welcher Aus
gestaltung eine Regelung zur Stärkung der Rechte der Bieter*in-
nen bei Vergabeverfahren unterhalb der EU-Schwellenwerte für 
das Bundesland Bremen in Betracht kommen könnte. 

Baurundblick: Die Entwicklung der Bremer Innenstadt brennt 
Bremern auf allen Nägeln. Als Bauindustrie würden wir gerne 
an dieser Entwicklung mitwirken. Bitte beschreiben Sie einmal 
wie die Innenstadt in 10 Jahren – im Jahr 2031 aussehen soll.

Dr. Maike Schaefer: Die Bremer Innenstadt ist erreichbar,  
lebenswert und nachhaltig durchdacht. Dazu wurden Ideen 
mutig umgesetzt – gerade bei neuen Verkehrslösungen.  Mit 
vielfältigen, stadtverträglichen Mobilitätsangeboten sowie 
einer gerechteren Neuverteilung des Straßenraums haben wir 
Alternativen zur autogerechten Stadt der 1956er und -70er 
Jahre geschafft und damit mehr Freiraum für modernes, vielfäl-
tiges Stadtleben. Zudem wurden neben dem wichtigen Punkt 
der Mobilität alle weiteren Funktionen einer Großstadt berück-
sichtigt: Wohnen, Arbeiten, Einkaufen, Kultur, Wissenschaft, 
soziales Miteinander und Lernen.

Dr. Maike Schaefer

Aber auch in diesen Krisenzeiten müssen die Kommunen die Daseinsvorsorge aufrecht halten. Die pandemiebe-
dingten Steuerausfälle reißen hier schmerzhafte Löcher. Da passt es gar nicht, dass die niedersächsische Landes-
regierung in ihrem Haushaltsentwurf harte Einschnitte vorsieht. So will das Land den Mietkostenzuschuss für Hartz 
IV-Empfänger an die Kommunen streichen. Es geht um rund 142 Millionen Euro, die ab 2024 jährlich entfallen.  
Wie sollen bei dieser Belastung dringende Investitionen auf den Weg gebracht werden?

Zudem ist die Rasenmähermethode wenig hilfreich. Wo bleibt ein durchdachter Sparplan mit sinnvollen Priori-
täten? Gebraucht wird eine Strategie, die auf investive Haushalte setzt. Ein Konzept, das dringend erforderliche  
Projekte verstetigt und dadurch endlich neue Wachstumsperspektiven schafft. Dafür braucht es mutige kommunale  
Stimmen, die sich im schwierigen Umfeld der Bundestagswahl Gehör verschaffen und Druck aufbauen. 
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Erwin Siebrecht   

(brb).- Der Bauunternehmer Dipl.-Ing. Erwin Sieb-
recht, langjähriger geschäftsführender Gesellschafter 
der Wilhelm Wallbrecht GmbH & Co. KG, Hannover – 
Magdeburg, ist im Juli im 88. Lebensjahr verstorben.

Siebrecht war langjähriges Beiratsmitglied im Bauindus-
trieverband Niedersachsen-Bremen und sein Wirken im 
Verband wurde bereits im Jahr 2000 anlässlich der Mit-
gliederversammlung mit der Ehrennadel in Platin mit  
Saphir geehrt.

Mit dem Namen Siebrecht ist in der Stadt Hannover ein 
besonderes Kapitel der Hochbaukultur der letzten 50 
Jahre verbunden. Zu den Bauwerken, die die Wilhelm 
Wallbrecht GmbH & Co. KG verwirklicht hat, zählt z.B. der 
Geschosswohnungsbau der 70er Jahre in Vahrenheide, 
die Döhrender Wolle in den 80er Jahren und in den 90er 
Jahren das Gebiet Kronsberg 1. 

Auch an der Erstellung 
zahlreicher Bauwerke für 
die Weltausstellung Expo 
2000 hat Erwin Siebrecht 
maßgeblich mitgewirkt, 
z.B. der Dschungelpalast 
im Zoo, Sambesi, sowie 14 
Länderpavillions auf dem 
Expo-Gelände.

Beteiligt war das Unternehmen auch an der Mittelstands-
ARGE zur Realisierung der Trog-Lösung am Pferdeturm.

Der Unternehmer Siebrecht war bei Auftraggebern, 
Partnern und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im  
allerhöchsten Maße anerkannt. Er führte das Haus in der  
Atmosphäre eines Familienunternehmens.

Beeke wiedergewählt 

Bernd Afflerbach wird Honorarprofessor an der TU Braunschweig

(brb).- Zur Vorsitzenden der Sozialpolitischen Vertre-
tung des Bauindustrieverbandes Niedersachsen-Bre-
men wurde Frau Dipl.-Kffr. Jutta Beeke, Geschäftsfüh-
rende Gesellschafterin der Bauunternehmung Gebr. 
Echterhoff GmbH & Co. KG, Westerkappeln, in der letz-
ten Ausschusssitzung wiedergewählt.

Auch ihr Stellvertreter Dipl.-Ing. Holger Muhle, General-
bevollmächtigter Bernhard Kathmann Bauunternehmung 
GmbH & Co. KG, Bremen, wurde in seinem Amt bestätigt. 
Jutta Beeke ist gleichzeitig Vizepräsidentin Sozialpolitik 
des Hauptverbandes der Deutschen Bauindustrie.

(brb).- Der geschäftsführende Gesellschafter der Mat-
thäi-Gruppe, Dipl.-Ing. Bernd Afflerbach, ist von der 
Technischen Universität Carolo-Wilhelmina zu Braun-
schweig zum Honorarprofessor berufen worden. Die Ur-
kunde wurde von der Präsidentin der Hochschule, Prof. 
Dr. Katja Koch, überreicht.

Mit diesem Schritt wird Afflerbachs Engagement für die 
TU Braunschweig gewürdigt. Seit vielen Jahren ist er mit 
verschiedenen Fakultäten der Universität eng verbunden 
und stellt seine Expertise in vielen Disziplinen des Bau-
ingenieurwesens den Studenten zur Verfügung. Im Zuge 
dessen wurden zahlreiche Forschungsprojekte in Auftrag 
gegeben und erfolgreich durchgeführt. Seit 2013 hält Aff-
lerbach am Institut für Straßenwesen Master-Vorlesungen 

zum Thema „Straßenbautechnik in der Praxis“ und beglei-
tet Exkursionen mit den Studierenden auf Baustellen und 
Asphaltproduktionsstätten der Matthäi-Gruppe.

Die Gerhard und Karin 
Matthäi Stiftung ist seit 
2007 in der Förderung der 
TU Braunschweig sowie 
der beiden Verdener Gym-
nasien aktiv. Mit Bernd 
Afflerbachs Berufung wird 
dieses erfolgreiche Zu-
sammenwirken für die  
Zukunft weiter bestärkt.

Dipl.-Ing. Erwin Siebrecht

Dipl.-Ing. Bernd Afflerbach


